
Fight warzone capitalism!
Bush und Schröder’s happy-hour demontieren.
Am 23. Februar werden sich US Präsident George W. Bush und Bundeskanzler Gerhard Schröder in Mainz treffen.
Geplant ist ein gemeinsames Mittagessen im Schloss, ein Empfang im Rathaus sowie die Besichtigung des
Gutenberg-Museums und evtl. des Doms. Ausschlaggebend für den Besuch im „cozy“  Mainz ist wohl die mitnichten
ruhige Atmosphäre. Vermutlich erhofft sich die Rot-Grüne Regierung weit geringeren Protest als im Jahr 2002 in
Berlin. Dieses Zusammentreffen zweier Repräsentanten soll deshalb in möglichst ruhigen Gefilden verlaufen, weil
die Politik kapitalistischer Staaten ein von Ausbeutung geprägtes und von Gewalt dominiert System ist. So ist dort
nebst einem Krieg im Inneren – Verschärfung der inneren Sicherheit – die militärische Intervention zwecks
sozioökonomischen Interessen Teil unseres Zeitgeschehens.
Krieg als Mittel der Politik, hat spätestens seit dem 11. September, aber auch schon zur Zeit des Kosovokrieges
seine moralische Ächtung verloren.  Es scheint sinnvoll zu sein, dass „unsere Freiheit am Hindukusch“ verteidigt
oder der Frieden im Irak mit Waffengewalt ermöglicht wird. Dass diese Politik im Kontext eines sich
ausdifferenzierenden Kapitalismus steht, der im Zuge der neoliberalen Globalisierung neue Märkte für die
kapitalistische Akkumulation sucht, scheint hier zu Lande ein sehr abwegiger Gedanke. Lieber wird der Krieg als
eine persönliche Vendetta eines US-Präsidenten oder als Phänomen US-Amerikanischer Außenpolitik betrachtet.
Wir nehmen dieses Treffen zum Anlass uns gegen die neoliberale Kriegspolitik der USA und der EU (und somit der
Deutschlands) zu stellen.

Lasst uns dafür sorgen, dass ihnen ihr Mittagessen im Hals stecken bleibt!

War is institutional, and not a private game of Mr. Bush!
Wenn wir bei diesem Treffen aufrufen, sich gegen diese aggressive imperialistische Politik auszusprechen muss
eines klar sein: Krieg ist nicht etwa das Privatvergnügen von Bush oder der amerikanischen Regierung! Krieg ist in
bürgerlich kapitalistischen Verhältnissen Institution. Krieg ist eines der Mittel um neue Märkte, Rohstoffe und
Billigarbeitskräfte zu erschließen und/oder zu sichern.
Gerne wird Bush oder Amerika alleinverantwortlich gemacht für Krieg. Die Regierung der BRD meint sich als
Friedensstifter profilieren zu können. All zu oft wird die Anti-Irakkriegshaltung von Schröder und Co. genutzt um in
Abgrenzung gegenüber der „Kriegs-USA“ einen positiven Bezug zu Deutschland zu formulieren. Mit Aussagen von
der Pop-Band Mia „Wow, Deutschland steht für Frieden“ wird dies deutlich.
Eine solche Haltung ist nicht nur ignorant (wenn man momentane europäische und deutsche Großmachtsambitionen
betrachtet) sondern strotzt von Nationalismus und Antiamerikanismus.
Kein Wunder also, dass Nazis es einfach haben sich bei den Friedensprotesten einzureihen.
Wenn wir also hier gegen das Treffen und gegen Krieg demonstrieren so greifen wir Bush sowie Schröder an, weil
Sie zwei(!) öffentliche Repräsentanten bürgerlich kapitalistischer Nationalstaaten sind. Wir greifen diese Meinung,
diese Politik und somit ihre Repräsentanten an und das heißt, dass wir das fehlende Bewusstsein und die
spießbürgerliche kapitalistische Attitüde aller angreifen müssen. Denn jeder der zufrieden mit diesen Zuständen der
konstanten Ausbeutung und Diskriminierung namens Kapitalismus ist, trägt auch die alten sowie die neuen Kriege
mit!

War is a general Ambition of capitalism, Fight war – fight capitalism!

The war on terror, is a war on Freedom!
Mit den großen militärischen Kriegen geht ein Krieg im Inneren einher. Ein Krieg der inneren Sicherheit welcher
konstant Freiheit abbaut.
Weniger Freiheit mehr Überwachung, weniger Rechte mehr Gesetze für die „totale Sicherheit“ in Amerika? Ein
Schwerpunkt der US-Innenpolitik ist seit dem 11.September die innere Sicherheit, welche mit dem „Patriot-Act“ eher
an Orwells „1984“ erinnert als an das Land der unbegrenzten Möglichkeiten. Die Polizei, CIA, FBI und das Militär
bekommen mehr Rechte eingeräumt, um den Kampf gegen den Terror voranzubringen, was einen massiven Eingriff
in die Freiheiten der Menschen bringt. Diese Erfahrungen machen vor allem MigrantInnen und politische Gegner der
Bush-Regierung. So werden willkürlich Asylbewerber gefangen gehalten, die den Fehler machten in den USA
Schutz zu suchen. Im April ´04 entschied  der US-Justizminister das haitianische Asylbewerber zur Abschreckung
und aus sicherheitspolitischen Erwägungen in Haft zu halten seien. Auslöser dieser Erklärung war ein gerichtlicher
Beschluss zugunsten eines 18- jährigen Haitianers der auf Kaution freigelassen werden sollte. Repression und
Gewalt gegen politische Gegner der Bush-Administration sind massiv. So setzten sie im November in Miami
Gummigeschosse, Taserwaffen, Pfefferspray, Gasgeschosse und Schockgranaten gegen eine Menschenmenge ein,
die gegen das NAFTA (Nord American Free Trade Agreement) demonstrierten. Dies zeigt wie verzweifelt die US-
Regierung versucht jegliche Kritik und Veränderung durch Repression und Gewalt zu ersticken - in was ihnen die
BRD in Nichts nachsteht!
Denn auch hier gibt’s für Mensch Schily’s Sicherheitspakete nach dem 11 September. Ob rassistische
Rasterfahndung oder eine verschärfte rassistische Asylpolitik. Um den „Standort Deutschland“ sicherer und somit
wettbewerbsfähiger zu machen, ist jedes Mittel recht. So starben schon einige Menschen im Verlauf der
Abschiebung und der „Grenzsicherung“ innerhalb der letzten Jahre. Die stetige Verschärfung der „inneren
Sicherheit“ zeigt sich zum Beispiel an dem Bestreben das Bankgeheimnis für den Verfassungsschutz aufzuweichen.
Sowie auch einer verstärkten Kamerapräsenz in den Städten, einer höheren Lauschangriffrate und die
Möglichmachung, dass der Verfassungsschutz auf deutsche E-Mail Server zugreifen darf. Stetig feilt die BRD an
ihrem Überwachungsstaatimage und der gläserne Mensch rückt so immer näher.



Freedom dies for Security!

Dass es mit dem Friedensgetöse im “old europe” nicht weit her ist, zeigt sich:

Europe wants it’s own wars !
Und wird sie wahrscheinlich auch bald haben. Mit einer neuen und flexiblen Europäischen Einsatztruppe wollte
Europa mit einem Heer unter deutscher Führung ab 2006 weltweit seine “vitalen Interessen“ vertreten, die wohl vor
allem die Aufrechterhaltung des freien Welthandels und den ungehinderten Zugang zu Rohstoffen und Märkten in
aller Welt garantieren sollte. Die US Regierung konnte das Vorhaben der Europäer in letzter Minute stoppen und es
auf eine kleinere schnelle Nato–Force „beschränken“. Denn innerhalb der Durchsetzung neoliberaler
Wirtschaftsweise hat sich die USA schon lange als führende ökonomische Kraft behauptet und wird diesen Status
auch versuchen zu halten. Aber mit diesem Streben zeigt Europa was es wirklich will, eine Neuverteilung der Karten
auf dem Weltmarkt und sich nicht länger mit einer Nebenrolle im Ausbeuten zufrieden zugeben.

Fight fortress europe!
Smash capitalism!

Die Bundeswehr und Angriffskriege ?!
Die Bundeswehr wird besser, schneller und schlagkräftiger für eine bessere und „menschengerechtere“ Außenpolitik
der Rot- Grünen Regierung. Spätestens seit dem Kosovo Krieg steht fest, dass Deutschland wieder unter den
richtigen Umständen, wie z.B. Wahrung der Menschenrechte, gegen Schurkenstaaten und Terroristen, Bomben
abwerfen darf. Nun ist die Bundeswehr aber nicht für diese Aufgaben ausgestattet oder ausgebildet, was wiederum
eine totale Umstrukturierung der Bundeswehr erfordert. Die Reform bzw. „permanente Reform“ der Bundeswehr ist
beschlossene Sache. So soll die Bundeswehr in Zukunft bei multinationalen, Nato, EU oder UNO Einsätzen
teilnehmen. Desweiteren soll die Bundeswehr zur Terrorbekämpfung und zur Unterstützung von Bündnispartnern
eingesetzt werden. Die Landesverteidigung ist dabei nur noch peripher. Mit 35.000 Soldaten will Deutschland zu
jeder Zeit seinen Beitrag zu Nato-, EU- und UNO- Einsätzen mit Kriegscharakter sicherstellen. Klar wird eines. War
die Rot-Grüne Regierung gestern noch gegen den Irakkrieg, so beginnt bereits die Vorbereitung für eigene Kriege,
für eigene Großmachtsambitionen.

No War but classwar !

Gegen die antisemitische und faschistische Hetze der Nazis !
Die Neonazis aus dem Spektrum der NPD und freien Kameradschaften machen nicht erst seit Hartz IV auf sozial
und bürgernah. Seit Beginn der Antikriegsprotesten machen auch die Nazis mobil gegen den Krieg im Irak. Auch
zum Bush Besuch in Mainz mobilisieren Neonazis aus dem Spektrum der freien Kameradschaften. Wir wollen die
Nazis dort nicht sehen und werden sie auch nicht dulden. Wir werden es nicht zulassen, dass sich die Nazis mehr
und mehr in den sozialen und antikapitalistischen Protest einreihen bzw. einschleichen. Es ist kein Platz für die
antisemitischen, pseudosozialen und menschenverachteten Parolen der Neonazis.
Wer Nazis sieht, soll auf sie aufmerksam machen und sie zumindest von Ordnern oder der Demoleitung, von der
Demonstration verweisen lassen.

Den Nazis entschlossen entgegentreten!
Für eine bessere Welt ohne Faschismus !

Es geht um die kritische Auseinandersetzung mit dem Hier-und-Jetzt Zustand des
Menschen in unserer Gesellschaft. Eine grundsätzliche antikapitalistische,
antirassistische, antisexistische, antinationale, emanzipatorische Kritik ist von Nöten!

Kommt alle nach Mainz und schließt euch dem antikapitalistischen Block
an!

Am: 23.02.  Um: 12.00  Location: Domplatz

                               ABMANTIFA  BÜNDNIS MAINZ


